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Im Namen des Volkes

In dem Verfahren
über den Antrag

im Organstreitverfahren festzustellen,

a) dass die Unterlassung der Zurückweisung im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 2
BPräsWahlG der von der politischen Partei „Die Linke“ für die Bundespräsiden-
tenwahl durch die 14. Bundesversammlung am 30. Juni 2010 nominierten Bun-
despräsidentenkandidatin Frau Dr. Lukrezia Jochimsen sowie den von den poli-
tischen Parteien CDU und FDP ebenfalls hierzu nominierten
Bundespräsidentenkandidaten Christian Wulff durch die Organbeklagte zu 1. als
Wahlvorschläge gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 BPräsWahlG gegen die Art. 55 Abs. 1
Alt. 2 beziehungsweise Alt. 1 GG, Art. 54 Abs. 1 Satz 1 GG, Art. 54 Abs. 7 GG
in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Satz 1 BPräsWahlG, § 9 Abs. 2 Satz 2 BPräs-
WahlG, § 10 BPräsWahlG verstößt, sofern und soweit Erstere nicht vor Beginn
des ersten Wahlganges ihren Status als Abgeordnete des aktuellen Bundesta-
ges sowie Zweiterer nicht vor Beginn des ersten Wahlganges seinen Status als
Ministerpräsident und damit Regierungsmitglied des Bundeslandes Niedersach-
sen verfassungsrechtlich verbindlich, ernsthaft und endgültig beendet,

b) dass die Unterlassung der Empfehlung einer Zurückweisung im Sinne des § 9
Abs. 2 Satz 2 BPräsWahlG der in Antrag a) Bezeichneten von der politischen
Partei „Die Linke“ sowie den in Antrag a) Bezeichneten von den politischen Par-
teien CDU und FDP für die Bundespräsidentenwahl durch die 14. Bundesver-
sammlung am 30. Juni 2010 durch den Organbeklagten zu 2. oder den diesen
vertretenden Organbeklagten zu 3. an den in § 9 Abs. 2 Satz 1 BPräsWahlG be-
zeichneten Sitzungsvorstand dahingehend, dass er diese Bundespräsidenten-
kandidatin sowie diesen Bundespräsidentenkandidaten als nicht den gesetzli-
chen Voraussetzungen entsprechend zurückweisen soll, sofern und soweit
Erstere nicht vor Beginn des ersten Wahlganges ihren Status als Abgeordnete
des Bundestages und Zweiterer seinen Status als Ministerpräsident und damit
Regierungsmitglied des Bundeslandes Niedersachsen verfassungsrechtlich ver-
bindlich, ernsthaft und endgültig beendet

und Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
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- Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Andreas Wisuschil,
in Sozietät Wisuschil & Partner,
Äußere Oberaustraße 20, 83026 Rosenheim -
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Antragstellerin: Nationaldemokratische Partei Deutschlands,
vertreten durch den Parteivorsitzenden Udo Voigt,
Seelenbinderstraße 42, 12555 Berlin

Antragsgegner: 1. 14. Bundesversammlung,
vertreten durch den Präsidenten,
Platz der Republik 1, 11011 Berlin,

2. Präsident des Deutschen Bundestages,
Platz der Republik 1, 11011 Berlin,

3. Präsident des Bundesrates,
11055 Berlin

hat das Bundesverfassungsgericht - Zweiter Senat - unter Mitwirkung der Richterin-
nen und Richter

Präsident Voßkuhle,
Di Fabio,
Mellinghoff,
Lübbe-Wolff,
Gerhardt,
Landau,
Huber,
Hermanns

am 24. Februar 2011 gemäß § 24 BVerfGG beschlossen:

Der Antrag wird zurückgewiesen.

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat sich erledigt.

Gründe:

A.

Das mit einem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung verbundene Organ-
streitverfahren betrifft die Frage, ob in der 14. Bundesversammlung, die am 30. Juni
2010 zur Wahl des Bundespräsidenten zusammentrat, Wahlvorschläge für das Amt
des Bundespräsidenten hätten zurückgewiesen werden müssen.

Die Antragstellerin ist eine politische Partei. Sie hat die aus dem Rubrum ersichtli-
chen Anträge eine Woche vor dem Zusammentritt der 14. Bundesversammlung ge-
stellt. Zur Begründung trägt sie vor: Die Amtszeit des in der 14. Bundesversammlung
zu wählenden zukünftigen Bundespräsidenten werde rückwirkend, nämlich zum 31.
Mai 2010 beginnen, weil der bis zu diesem Zeitpunkt amtierende Vorgänger im Amt
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des Bundespräsidenten an diesem Tag seinen Rücktritt mit sofortiger Wirkung erklärt
habe. Daher müssten in der 14. Bundesversammlung Kandidatenvorschläge insofern
zurückgewiesen werden, als die Vorgeschlagenen im Zeitraum nach dem 31. Mai
2010 öffentliche Ämter bekleidet haben oder bekleiden.

Mit ihrem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung beabsichtigte die Antrag-
stellerin, vorbeugend auf den Ablauf der Wahl des Bundespräsidenten in der
14. Bundesversammlung Einfluss zu nehmen, insbesondere auf die Zulassung mög-
licher Wahlvorschläge.

B.

I.

Der Antrag im Organstreitverfahren ist offensichtlich unbegründet.

1. Bei einem Beschluss nach § 24 Satz 1 BVerfGG kann es dahinstehen, ob der An-
trag im Organstreitverfahren zulässig ist, wenn er offensichtlich unbegründet ist (vgl.
BVerfGE 6, 7 <11>; 60, 243 <246>; 96, 1 <5>; 97, 350 <368>). So liegt hier der Fall.
Die Antragsgegner sind offensichtlich nicht verpflichtet gewesen, mögliche Kandida-
ten für das Amt des Bundespräsidenten unter dem Gesichtspunkt einer Inkompatibili-
tät (Art. 55 Abs. 1 GG) zurückzuweisen. Nach dieser Vorschrift darf der Bundespräsi-
dent weder der Regierung noch einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes
oder eines Landes angehören.

2. Das Bundesverfassungsgericht hat bereits entschieden, dass diese Bestimmung
nur die Unvereinbarkeit des Amtes des Bundespräsidenten mit anderen Ämtern re-
gelt, nicht jedoch schon im Vorfeld die Stellung von Kandidaten für dieses Amt be-
trifft. Die Gefahr einer Funktionsvermischung oder Funktionsverschiebung, der dieser
Grundsatz der Gewaltenteilung vorbeugen soll, wird durch eine Kandidatur nicht be-
gründet (BVerfGE 89, 359 <362>).

3. Die Vorschrift des Art. 55 GG ist entgegen der Auffassung der Antragstellerin
auch nicht „aus hier einmaligen besonderen Gründen“ deswegen auf Kandidaten an-
wendbar, weil der Amtsvorgänger seinen Rücktritt vom Amt des Bundespräsidenten
bereits vor Ablauf der regulären Amtszeit, nämlich zum 31. Mai 2010 erklärte. Aus
diesem Umstand ergibt sich nicht, dass der von der 14. Bundesversammlung ge-
wählte Bundespräsident rückwirkend („ex tunc“) in das Bundespräsidentenamt ein-
trat. Gesetzliche Rückwirkungsfiktionen im Falle des vorzeitigen Rücktritts eines Bun-
despräsidenten kennt die deutsche Rechtsordnung nicht.

Zwar bemüht sich die Antragstellerin, eine derartige Rücktrittsfiktion aus dem Wort-
laut von § 10 des Gesetzes über die Wahl des Bundespräsidenten durch die Bundes-
versammlung (BPräsWahlG) herzuleiten. In ihrer Antragsschrift zitiert sie hierzu die-
se Bestimmung wörtlich, aber verkürzt wie folgt:

Das Amt des Bundespräsidenten beginnt mit dem Ablauf der Amtszeit seines Vor-
gängers.
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Damit wird aber keine Rückwirkung angeordnet, denn § 10 BPräsWahlG lautet sei-
nem vollständigen Wortlaut nach:

Das Amt des Bundespräsidenten beginnt mit dem Ablauf der Amtszeit seines Vor-
gängers, jedoch nicht vor Eingang der Annahmeerklärung beim Präsidenten des
Bundestages.

Ein Kandidat kann seine Wahl naturgemäß erst annehmen, nachdem er gewählt ist.
Mit dieser Bestimmung wird ein rückwirkender Amtsbeginn demnach ausgeschlos-
sen.

II.

Ob sich der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung bereits mit der Wahl
des Bundespräsidenten in der 14. Bundesversammlung durch Zeitablauf erledigt hat,
kann offen bleiben. Er erledigt sich jedenfalls mit der Zurückweisung des Antrags im
Organstreitverfahren.

Voßkuhle Di Fabio Mellinghoff

Lübbe-Wolff Gerhardt Landau

Huber Hermanns
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